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 Die Massenproteste der globa-
lisierungskritischen Bewe-
gung der vergangenen Jahre 

haben sich nicht ohne Grund dort 
konzentriert, wo sich die Mächti-
gen versammeln, wie beispielswei-
se in Seattle bei der WTO-Minis-
terkonferenz oder in Genua beim 
G8-Gipfel. Die Symbolik jener Kon-
ferenzen verweist darauf, dass Glo-
balisierungsprozesse – nicht nur, 
aber auch nicht unwesentlich – 
Produkte bewusster politischer 
Entscheidungen waren und sind. 
Eine wesentliche Bedeutung kommt 
dabei der Welthandelsorganisation 
(WTO) zu. 

Als die Welthandelsorganisati-
on 1995 gegründet wurde, stand 
dahinter die Idee, alle Belange des 
Welthandels unter einem Dach 
zu ordnen. So ging in ihr das alte 
Allgemeine Zoll- und Handelsab-
kommen (General Agreement on 
Tariffs and Trade: GATT) auf, neu 

hinzu kam u.a. das Abkommen 
über den immer wichtiger werden-
den Handel mit Dienstleistungen 
– das GATS (General Agreement 
on Trade in Services).

Wenngleich das GATS bereits 
seit dem 1.1.1995 existiert, steht 
der entscheidende Schritt noch 
aus: im Rahmen der neuen Welt-
handelsrunde geht es nun darum, 
welche Dienstleistungsbereiche wo 
und wie liberalisiert werden sol-
len.

Wie auch in anderen Bereichen 
des Welthandels stellen sich beim 
GATS zahlreiche, zum Teil sehr 
grundsätzliche Fragen – vor allem 
nach den Folgen der geplanten 
Liberalisierungen für die einzel-
nen Menschen, für Gesellschaf-
ten, aber auch für unsere natür-
liche Umwelt. Dieses Papier will 
vor allem den Bereich der ökolo-
gischen Folgen des GATS untersu-
chen und diskutieren.

1Einleitung
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2 Liberalisierung der 
Weltwirtschaft und die WTO 

 Liberalisierung, also die Aufhe-
bung bzw. Reduzierung wirt-
schaftspolitischer Eingriffe, 

der systematische Abbau von Han-
delshemmnissen (Zölle, Kontingen-
te) und Kapitalverkehrsbeschrän-
kungen, ist nicht nur das Credo der 
tonangebenden Wirtschaftstheo-
retiker1, sie ist auch zum Dogma 
der meisten Regierungen – zumin-
dest der reichen Länder dieser Welt 
– geworden. Die Öffnung von Märk-
ten bringe, so sagt es zumindest 
die Theorie, allen Vorteile, weil 
Güter so zum günstigsten Preis 
produziert und optimal verteilt 
werden. 

Aus der Perspektive der eigent-
lichen Nutznießer stellt sich 
der Vorteil von Liberalisierung 
wesentlich handfester dar: Unter-
nehmen, in der Regel transnati-
onale Konzerne, deren Umsätze 
teilweise die Bruttoinlandsproduk-
te von Industrieländern überstei-
gen, interessieren vor allem zwei 
Dinge: erstens optimale (d.h. mög-
lichst günstige) Produktionsbedin-
gungen und zweitens die Erschlie-
ßung neuer Absatzmärkte. 

Vor allem die Sicherung des 
möglichst ungehinderten Zugangs 
der Produkte einheimischer Unter-
nehmen zu ausländischen Märk-
ten und die damit verbundene 
Hoffnung auf Wohlfahrtseffek-
te für das eigene Land (Arbeits-
plätze und Steuereinnahmen) 
bewogen die Regierungen zahl-
reicher Staaten im Jahr 1948 zur 
Gründung des Allgemeinen Zoll- 
und Handelsabkommens GATT. 
Das Abkommen hatte ausdrück-
lich zum Ziel Handelshemmnis-
se für Waren schrittweise abzu-
bauen. Dies geschah in mehre-
ren – oft Jahre dauernden – multi-

nationalen „Handelsrunden“. Am 
Ende jeder dieser Runden standen 
jeweils die Beseitigung oder der 
Abbau von tarifären und nicht-
tarifären Handelshemmnissen, 
wie Zöllen oder Zugangsbeschrän-
kungen. Die achte dieser Han-
delsrunden – die sogenannte Uru-
guay-Runde – sollte die Struktu-
ren der Welthandelspolitik grund-
legend verändern. Am 15.April 
1994, nach 8 Jahren zäher Ver-
handlungen, einigten sich die 
Unterzeichnerstaaten des GATT 
in Marrakesch (Marokko) auf eine 
Abschlusserklärung. Neben weite-
rer Liberalisierungen im Waren-
handel wurden drei neue Abkom-
men geschlossen: ein Abkommen 
über den Handel mit geistigen 
Eigentumsrechten (Trade Rela-
ted Intellectual Property Rights: 
TRIPS), ein Agrarabkommen und 
ein Abkommen über den Han-
del mit Dienstleistungen (Gene-
ral Agreement on Trade in Ser-
vices: GATS). Die größte Neue-
rung war aber die Gründung der 
Welthandelsorganisation (World 
Trade Organisation: WTO), die 
am 1.1.1995 formal zu existieren 
begann. 

Die WTO ist mehr als ein Ver-
trag, sie ist eine starke Organi-
sation mit 145 Mitgliedern und 
festem Sitz in Genf. Ein eigenes 
Streitschlichtungsverfahren macht 
die WTO zu einem schlagkräfti-
gen Akteur mit einem Einflussbe-
reich, der immer weiter über den 
Handel mit Waren hinausgeht 
(WTO 2003a). Der im GATS gere-
gelte Handel mit Dienstleistun-
gen ist dabei ein sehr wesentlicher 
Bereich. 
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 Das GATS trat 1995 als multila-
terales Abkommen der Welt-
handelsorganisation zur Libe-

ralisierung von Dienstleistungen 
in Kraft und zählt, mit den Abkom-
men über Zölle und Handel (GATT) 
sowie geistige Eigentumsrechte 
(TRIPS), zu den Grundpfeilern der 
WTO. Bis 2005 sollen weitere Libe-
ralisierungen im Dienstleistungs-
bereich vereinbart werden. 

Das GATS umfasst grundsätzlich 
alle Dienstleistungen: Versiche-
rungen und Banken, Energie- und 
Wasserversorgung, Tourismus, 
Transport, Post und Telekommu-
nikation, Entsorgung, bis hin zu 
Bildung und Kultur sowie medizi-
nische und soziale Dienste. Es sind 
ca. 150 Dienstleistungen im GATS 
aufgelistet (WTO2003b), die aus 
Verhandlungsgründen in 12 Sek-
toren untergliedert wurden: 
1.  Unternehmerische und berufs-

bezogene Dienstleistungen 
2. Kommunikationsdienstleis-

tungen 
3.  Bau- und Montagedienstleis-

tungen 
4.  Vertriebsdienstleistungen 
5.  Bildungsdienstleistungen 
6.  Umweltdienstleistungen 
7.  Finanzdienstleistungen 
8.  Medizinische und soziale 

Dienstleistungen 
9. Tourismus und Reisedienstleis-

tungen 
10.  Erholung, Kultur und Sport 
11.  Transportdienstleistungen 
12. Sonstige nicht aufgeführte 

Dienstleistungen 

3 Das GATS

Das GATS bestimmt vier Varian-
ten grenzüberschreitender Dienst-
leistungen und damit die Erbrin-
gungsarten des Abkommen:
1.  die Dienstleistung kommt 

über die Grenze (Handel);
2.  die Konsumenten gehen über 

die Grenze (Konsum im Aus-
land);

3.  die Dienstleistungsanbieter 
lassen sich im Ausland nieder 
(Direktinvestition);

4.  der Dienstleister kommt über 
die Grenze (Erbringung im 
Ausland).

Der Handel mit Dienstleistungen 
soll weltweit liberalisiert und han-
delsbehindernde Regulierungen 
abgebaut werden. Ziel ist die voll-
ständige Beseitigung von Handels-
hemmnissen. Nachhaltige Ent-
wicklung, Umwelt- und Sozialstan-
dards spielen im GATS keine Rolle 
– wie unsere späteren Ausführun-
gen zeigen sollen. Der WTO geht 
es lediglich um uneingeschränk-
tes Wachstum des Dienstleistungs-
handels und nicht um die Frage, 
wie dieser zum Wohle der Men-
schen und der Umwelt gestaltet 
werden kann. 

Was macht den Handel mit 
Dienstleistungen so attraktiv? 
Grundsätzlich gibt es drei Gründe 
für die Entstehung des GATS (Kou-
fen 2003b):
Zum einen herrscht der Glau-
be vor, staatliche Unternehmen 
erbrächten eine schlechtere Leis-
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tung als private. Zum anderen ist 
die finanzielle Situation der Kom-
munen sehr angespannt. Diese 
Situation wird dadurch verschärft, 
dass sie ihre Unternehmen oft-
mals bezuschussen müssen. Drit-
tens haben große Dienstleistungs-
unternehmen ein Interesse daran, 
auch ins Ausland zu expandieren. 

Dieses Interesse der Unterneh-
men begründet Hachfeld folgen-
dermaßen: „Der Dienstleistungs-
sektor hat die höchsten Wachs-
tumsraten und erwirtschaftet, 
inzwischen 60% des globalen 
Bruttosozialprodukts, allerdings 
machen Dienstleistungen nur 
20% des Welthandels aus. Das 
zeigt, was für ein Potential durch 
weitere Liberalisierungen freige-
setzt werden würde“ (Hachfeld 
o.J.). Jährlich werden weltweit ca. 
1 Billion US$ für Wasserversor-
gung, ca. 2 Billionen US$ für Bil-
dung und ca. 3,5 Billionen US$ 
für das Gesundheitswesen ausge-
geben. Bisher ist der größte Teil 
dieser Dienstleistungen öffentlich 
organisiert und damit nicht auf 
Profitmaximierung ausgerichtet.

3.1 Grundprinzipien des GATS
Zur Umsetzung der Liberalisie-

rung der Märkte wurden einzelne 
Regeln aufgestellt. Auch der Han-
del mit Dienstleistungen unter-
liegt diesen Grundprinzipien, die 
bereits für den Handel mit Waren 
(im GATT) festgelegt wurden:

Durch freien Marktzugang (Art. 
XVI) sollen sogenannte Han-
delshemmnisse (wie zum Bei-
spiel Mengenbeschränkungen für 
Importgüter) beseitigt und der ein-
heimische Markt ausländischen 
Anbietern geöffnet werden. 

Die Inländerbehandlung (Art. 
XVII) fordert, dass Regierungen 
ausländische Dienstleistungser-
bringer in gleicher Weise behan-
deln müssen wie einheimischen; 
das heißt, dass sie die inländi-
schen Dienstleistungserbringer 
nicht bevorzugen dürfen. 

Die Meistbegünstigung besagt, 
dass ein Land keine ausländischen 
Anbieter schlechter stellen darf als 
alle anderen. Bisher können noch 
Ausnahmen von der Meistbegüns-
tigung speziell aufgelistet werden. 
Sie dürfen aber nicht länger als 
10 Jahre angewandt und müssen 
nach 5 Jahren überprüft werden.

Transparenz, Aufklärung der 
anderen WTO-Mitgliedsstaaten, 
soll Einzelstaaten überprüfbar 
machen. Regierungen müssen alle 
Gesetze, Normen und Standards 
offen legen, die den Handel mit 
Dienstleistungen behindern könn-
ten. 

„Ein verdeckt enthaltenes 
Grundprinzip ist die Zurückdrän-
gung des öffentlichen Bereichs 
zugunsten privater ErbringerIn-
nen“ (Stoppgats 2003a). 

Die einzelnen Länder können 
bisher selber festlegen, welche der 
oben angesprochenen Bereiche sie 
diesen GATS-Regeln unterstellen. 

Eine Schwierigkeit besteht aller-
dings in den weitreichenden Kon-
sequenzen. Wenn ein Land ein-
mal eine feste Zusage für die Öff-
nung eines Sektors gemacht hat 
und ein Beschluss gefasst ist, ist es 
faktisch unmöglich, diesen rück-
gängig zu machen. Die WTO-
Regeln sind für alle Mitglieder ver-
bindlich. Die zu erwartende Scha-
densersatzklage als Folge einer 
Verletzung der Vereinbarungen 
würde jeden Haushalt sprengen2. 

Wird ein Dienstleistungssektor 
dem GATS unterstellt, so beginnt 
in diesem Bereich der Wettbewerb 
unter den verschieden Anbietern. 
Das Prinzip der Marktöffnung bei-
spielsweise sorgt dafür, dass jedes 
Unternehmen unbeschränkt sei-
ne Dienstleistungen auf den Markt 
bringen und Tochterunterneh-
men oder Filialen in anderen Län-
dern gründen kann. Das Prin-
zip der Inländerbehandlung sorgt 
dafür, dass keiner der Wettbewer-
ber bevorzugt oder benachteiligt 
werden darf. Staatliche Zuschüs-
se sind dann nur noch möglich, 
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wenn sie jeder Anbieter bekommt, 
egal ob transnationaler Konzern 
oder inländischer Kleinanbieter. 
Auch staatliche Anbieter, z.B. Uni-
versitäten oder kommunale Was-
serversorger können auf Dauer 
nicht damit rechnen, weiterhin 
besonders bezuschusst zu werden. 
Der Konkurrenzdruck sorgt dafür, 
dass alle Anbieter versuchen müs-
sen ihre Kosten zu senken, um 
im Wettbewerb zu bestehen. Dies 
geschieht durch Rationalisierun-
gen, durch die Aufgabe unrentab-
ler Bereiche, durch die Verschlech-
terung von Arbeitsbedingungen 
und durch den Abbau von Sozial-
leistungen. (Hachfeld o.J.)

3.2 Die Entwicklungen
Die oben genannten Regelungen 

sind von 1995, sie stammen also 
aus der ersten Fassung des GATS-
Vertrages. Dort ist allerdings auch 
ein Fahrplan für die weiteren Ver-
handlungen angegeben. Demnach 
sollen nach spätestens 5 Jahren 
alle Regelungen überprüft werden 
und eine neue Liberalisierungs-
runde beginnen. 

Durch das Scheitern der WTO-
Konferenz in Seattle 1999 hat sich 
dies zwar etwas verzögert, doch 
wurde auf der Ministerkonfe-
renz in Doha (Katar) im Novem-
ber 2001 eine neue Verhandlungs-
runde, die „Doha Development 
Round“ eingeläutet. Bis zum Jahre 
2003 wird nun an der Überarbei-
tung des GATS gefeilt. „Kritische 
Stimmen, die forderten man sol-
le erst einmal auswerten, was die 
bisherige Liberalisierungspolitik 
gebracht habe, konnten sich nicht 
durchsetzen“ (ebd.).

Die Industrieländer wollen die 
laufenden Verhandlungen dazu 
nutzen, das GATS auszudehnen. 
Es zeichnet sich deutlich ab, dass 
„in fast allen Bereichen die Indus-
trieländer die Käufer und die Ent-
wicklungsländer die Verkäufer“ 
(Koufen 2003a) sind. Die meis-
ten Entwicklungsländer mit ihren 
maroden Strom- und Telefonnet-

zen sind schlicht nicht wettbe-
werbsfähig.

Nach Willen der Industrielän-
der soll der Wirkungsbereich des 
Abkommens massiv ausgedehnt 
werden (BUND 2001). Dabei sol-
len die positiven Listen (also die 
freiwillige Wahl, welche Sektoren 
die Regierungen zu öffnen gewillt 
sind) nochmals verhandelt und 
wenn möglich abgeschafft wer-
den. Das würde bedeuten, dass 
alle Länder automatisch in allen 
Bereichen den GATS-Regeln unter-
stehen. Ein weiteres Ziel ist, die 
Inländerbehandlung und die 
Meistbegünstigung durchgehend 
einzuführen und Ausnahmen 
davon zu unterbinden. Staatliche 
Regulierungen, die von der WTO 
hauptsächlich als Handelshemm-
nisse wahrgenommen werden, sol-
len weiter abgebaut werden (Hach-
feld o.J.).

Konzentrierte sich das GATS bis-
her auf Sektoren, die hauptsäch-
lich in privater Hand sind, so geht 
es nun vermehrt auch um vorwie-
gend staatlich geleistete Dienst-
leistungen wie Kultur, Gesund-
heit, Wasserversorgung und Ent-
sorgung sowie Bildung. Auch das 
öffentliche Beschaffungswesen 
soll integriert werden (Kauf von 
Dienstleistungen und die Anstel-
lung von Personal im öffentlichen 
Sektor). Damit verkleinert sich 
der Spielraum von Regierungen, 
Regierungsaufträge an bestimmte 
Bedingungen wie zum Beispiel die 
Bevorzugung lokaler Firmen, die 
Einhaltung von Menschenrech-
ten oder Umweltschutzgesetzen zu 
knüpfen (ebd.).

Eine Menge spricht dafür, dass 
sich die Industrieländer mit diesen 
Forderungen durchsetzen werden. 
Schon die Verabschiedung des 
GATS in der jetzigen Form wurde 
gegen den Willen vieler anderer 
Länder durchgesetzt. So werden 
Zugeständnisse in anderen Berei-
chen der WTO, wie der Landwirt-
schaft oder der Medikamentenpa-
tentierung nur gegen Zustimmun-
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gen im Dienstleistungsbereich 
gemacht3. Häufig werden „ärme-
re“ Länder jedoch auch mit ihrer 
Abhängigkeit von Entwicklungs-
hilfe, Krediten oder Schuldener-
lassen erpresst. Dass die Industri-
eländer schon jetzt große Zuge-
ständnisse erreichen, zeigen die 
Aufnahmeverhandlungen für 
neue WTO-Mitglieder. Von einem 
Land, das aufgenommen werden 
will, verlangen sie von vornher-
ein die Öffnung von bedeuten-
den Bereichen. So konnte China 
beispielsweise erst der WTO bei-
treten, als es zustimmte, den Ver-
sicherungsmarkt zu öffnen. Ein 
Milliardengeschäft für die großen 
Versicherungskonzerne (ebd.).

Die Verhandlungsrunde teilt 
sich in zwei Phasen, die „request-“ 
und die „offer-Phase“. Für die Mit-
gliedsstaaten der Europäischen 
Union gilt: als Verhandlungspart-
ner sind nicht die einzelnen EU-
Länder beteiligt, sondern sie wer-
den durch die Europäische Kom-
mission, insbesondere durch den 
derzeitigen EU Handelskommissar 
Pascal Lamy, der für die EU Kom-
mission die GATS-Verhandlungen 
führt, vertreten.

Bis Juni 2002 mussten alle 
WTO-Mitglieder in der sog. 
„request-Phase“ die jeweils ande-
ren dazu auffordern, bestimmte 
Dienstleistungssektoren für aus-
ländische Anbieter zu öffnen. Die-
se Forderungen blieben zunächst 
unveröffentlicht. Um welche Sek-
toren und um welche Erbrin-
gungsarten es sich handelt, wur-
den geheim gehalten, selbst der 
Entwicklungsministerin Heide-
marie Wieczorek-Zeul lagen keine 
detaillierten Listen der EU-Forde-
rungen an die anderen WTO-Län-
der vor (Koufen 2003b).

Ende März 2003 wurden in 
der „offer-Phase“ all jene Berei-
che benannt, die die Länder sel-
ber liberalisieren wollen. In einem 
Entwurf wird aufgelistet, in wel-
chen Bereichen es Nicht-EU-Fir-
men erlaubt sein wird, Dienst-

leistungen in der EU anzubieten. 
Auch diese Informationen blieben 
unter Verschluss.

Die regelmäßigen Verhandlun-
gen finden unter absolutem Aus-
schluss der Öffentlichkeit statt. Es 
ist nicht bekannt, wann und wo 
welche Delegationen tagen und 
wie weiter verhandelt wird. Das ist 
um so brisanter, als einmal einge-
gangene Liberalisierungsverpflich-
tungen nur gegen enorm hohe 
Ausgleichszahlungen rückgängig 
gemacht werden können.

Trotz der Versuche der Geheim-
haltung der Inhalte und Ausge-
staltung des GATS ist sowohl die 
request-Liste als auch die offer-Lis-
te der EU Kommission „durchgesi-
ckert“.

Die Liste der Forderungen der 
EU ist über die Homepage von 
attac abrufbar (Attac 2003c). Sie 
stellt weit reichende Forderun-
gen an andere WTO-Länder in 
den Bereichen, die für europäi-
sche Unternehmen von Interesse 
sind: Strommärkte, Versicherun-
gen, Finanzdienstleistungen, Was-
serversorgung. Viele dieser Forde-
rungen gingen an die Entwick-
lungsländer.

Auch zu den Angeboten liegt ein 
hundertseitiger Entwurf vor, der 
an die EU-Mitgliedstaaten gesandt 
wurde. Er ist auf der GATS-Watch 
Homepage einsehbar (Gatswatch 
2003). Aussagen der tageszei-
tung vom 21.2.03 zufolge wird 
die EU „weniger Dienstleistun-
gen zu Liberalisierung anbieten, 
als dies von Nichtregierungsorga-
nisationen bisher angenommen 
wird“ (Koufen 2003c ). Demnach 
macht die EU bei Post- und Kurier-
diensten sowie im Verkehr Ange-
bote für die Öffnung der Märkte. 
Der umstrittene Wassersektor wird 
nicht erwähnt. Auch in den Berei-
chen Bildung und Kultur hält sich 
die EU Ausnahmeklauseln vor. 

Eine Mitarbeiterin der Gewerk-
schaft Ver.di warnt allerdings, 
„dass dahinter ein Kalkül stecke: 
Im September soll in Cancun das 
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nächste Welthandelstreffen statt-
finden. Dort könnte die EU an die 
Entwicklungsländer weitere Zuge-
ständnisse im Bereich der Dienst-
leistungen machen, um einen 
stärkeren Abbau der Agrarsubven-
tionen zu umgehen“ (Ebd.). 

3.3 Vielseitige Kritik am GATS
Es ist aus vielen Richtungen und 

Perspektiven Kritik am GATS laut 
geworden. Neben der Kritik und 
den Bedenken aus umweltrelevan-
ten Aspekten, die wir nachfolgend 
genauer darstellen wollen, werden 
an dieser Stelle kurz einige Argu-
mentationen vorgestellt.

Das GATS bedroht die Demo-
kratie: Die Verhandlungen finden 
unter Ausschluss der Öffentlich-
keit statt. Die Folgen der Verhand-
lungen und die Umsetzung der 
GATS-Neuregelungen betreffen 
aber langfristig die Bevölkerung – 
wenn man bedenkt, dass einmal 
eingegangene Liberalisierungsver-
pflichtungen im Sinne des Inves-
titionsschutz faktisch nicht rück-
gängig gemacht werden können 
(Attac Hamburg 2003). Außerdem 
verpflichten sich die GATS-Unter-
zeichner neben den bereits geöff-
neten auch bislang „verschonte“ 
Sektoren weiter zu liberalisieren. 
Darüber hinaus sind die Konse-
quenzen des GATS kaum abseh-
bar, so auch der ehemalige Direk-
tor der WTO Renato Ruggie-
ro: „Ich vermute, dass weder die 
Regierungen noch die Geschäfts-
welt die volle Reichweite und den 
Wert der eingegangenen Verpflich-
tungen erkannt haben“ (ebd.).

Öffentliche Dienste sind in 
Gefahr: Die meisten öffentliche 
Dienstleistungen werden auf soli-
darische Weise zur Verfügung 
gestellt. Ihre Existenz ist bisher 
nicht im Streben nach Gewin-
nen begründet, sondern in dem 
Ziel, allen Menschen den Zugang 
zu wichtigen Dienstleistungen 
in guter Qualität zu ermögli-
chen. Nun sind aber alle öffent-

lichen Dienstleistungen poten-
zielle GATS-Objekte, womit stei-
gende Preise, Versorgungseng-
pässe, abnehmende Qualität und 
Sicherheit, das Abdriften in eine 
Zweiklassengesellschaft sowie 
der Abbau unrentabler öffentli-
cher Dienste einher gehen können 
(ebd.).

Das GATS verschlechtert die 
Situation der Frauen: in seiner 
derzeitigen Form verschärft das 
GATS bestehende Geschlechte-
rungerechtigkeiten. Über 80% der 
erwerbstätigen Frauen in der EU 
arbeiten im Dienstleistungssek-
tor, sie werden von zunehmender 
Konkurrenz und Flexibilisierung 
besonders betroffen sein (Stopp-
gats 2003b). Die unbezahlte Arbeit 
betrachtend, werden Einschrän-
kungen des öffentlichen Sektors 
dazu führen, dass sozialstaatliche 
Leistungen in informelle Arrange-
ments wie Familie, Nachbarschaft 
oder ehrenamtliche Organisatio-
nen zurück übertragen werden – 
diese Arbeit wird im überwiegen-
dem Maße von Frauen verrichtet 
(Vgl. attac Hamburg 2003; Wich-
terich 2003; Forum Umwelt & 
Entwicklung, Heinrich Böll Stif-
tung 2001).

Das GATS vertieft die Nord-
Süd-Kluft: der Weg für eine 
„neue Kolonialwelle“ wird geeb-
net, indem sich westliche Firmen 
die Märkte in den ärmeren Län-
dern aufteilen, bevor die Bevölke-
rung dort selbst in der Lage sein 
wird, eigene Dienstleistungssek-
toren aufzubauen (vgl. Stoppgats 
2003b).
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4.1 Handels- & Umweltrecht – 
Grundsätzlicher Regelungsbedarf 

Es gibt ein grundsätzliches Pro-
blem im Verhältnis von Handels- 
und Umweltrecht: Aus Sicht der 
WTO, deren Zweck die Beseiti-
gung von Handelshemmnissen ist, 
stellen Gesetze und Maßnahmen 
zum Schutz der Umwelt potenti-
ell Handelshemmnisse dar, die zu 
beseitigen sind. Eine ähnliche Pro-
blematik stellt sich auf internatio-
naler Ebene in Bezug auf internati-
onale Umweltabkommen wie z.B. 
das Washingtoner Artenschutzab-
kommen (CITES), das Montrealer 
Protokoll zum Schutz der Ozon-
schicht oder die Baseler Konventi-
on (vgl. Petschow 1998), die den 
Handel mit gefährlichen Abfällen 
regelt und auf die im Kapitel GATS 
& Abfall noch näher eingegan-
gen wird. Derzeit stehen die Han-
delsabkommen und Konventionen 
zum Schutz der Umwelt als mehr 
oder weniger eigenständige Sys-
teme nebeneinander und es stellt 
sich die Frage nach der gegensei-
tigen Rückbindung der jeweiligen 
Vereinbarungen. Der „Ausschuss 
für Handel und Umwelt“ (CTE, 
Committee on Trade and Environ-
ment) innerhalb der WTO soll u.a. 
die Frage bearbeiten, in welchem 
Verhältnis Regelungen des mul-
tilateralen Handelssystems nach 
GATT oder GATS zu internatio-
nalen Umweltabkommen stehen 
könnten. 

Es gibt mehrere Ansätze den 
Umweltgedanken im Welthan-
del zu stärken. Der weniger tief-
greifende Ansatz zum Schutz der 
Umwelt ist die Reform des inter-
nationalen Handelsrechts durch 
die Anerkennung des Vorsorge-
prinzips, die Abschaffung des 
Notwendigkeitstests und die Ver-
schiebung der Beweislast von der 
beklagten (um den Schutz der 

Umwelt bemühten) Partei auf den 
Kläger. Außerdem werden in die-
sem Zusammenhang mehr Trans-
parenz bei den Verhandlungsge-
sprächen und die Einbeziehung 
von Umweltfachleuten gefordert 
(Helm 1995).

Ein anderer Ansatz sieht die 
Schaffung einer von der WTO 
unabhängigen internationalen 
Umweltbehörde vor, die in mehr 
oder weniger enger Beziehung zu 
den Vereinten Nationen stehen 
könnte. So wäre es vielleicht mög-
lich mit einer sanktionsfähigen 
Umweltbehörde ein starkes Gegen-
gewicht zu den mächtigen Organi-
sationen IWF, Weltbank und WTO 
für eine nachhaltige Entwicklung 
aufzubauen (Petschow 1998). 

4.2 Umweltauswirkungen des 
GATS

Befürworter des GATS würden 
betonen, dass das GATS eine effi-
zientere Umweltnutzung gewähr-
leiste, indem es die Auswei-
tung der Konkurrenz um knappe 
Umweltressourcen und die Etab-
lierung internationaler Umwelt-
standards stimuliert. Auf der ande-
ren Seite, werden zunehmend 
kritische Stimmen laut, die das 
GATS-Abkommen als kontrapro-
duktiv für die Durchsetzung von 
Umweltzielen ansehen. 

Im Folgenden sind die von den 
GATS-Kritikern befürchteten 
Umweltauswirkungen aufgeführt, 
die mit der Umsetzung des GATS 
assoziiert werden:
• Das GATS steigert Umweltres-

sourcennutzung: Die Erschöp-
fung von Umweltressourcen ist 
kein im GATS-Regelwerk auf-
gelisteter Grund für Beschrän-
kungen des Handels mit Dienst-
leistungen. Somit könnte das 
GATS Begrenzungen der Anzahl 
von Service-Einrichtungen (z.B. 

4 Umweltrelevante 
Aspekte des GATS
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Hotelanlagen, Pipelines, Tank-
stellen, Entsorgungsanlagen, 
Förderungsanlagen) verhin-
dern, und damit die Ausweitung 
der Umweltressourcennutzung 
(Land, Wasser, Energie) erzwin-
gen. 

• Das GATS schwächt die demo-
kratische Entscheidungsge-
walt über Umweltressourcen: So 
könnte das GATS den bestehen-
den Schutz oder die Möglichkei-
ten zukünftigen Schutzes von 
Naturelementen (z.B. schutz-
würdige Flächen) durch die 
zuständigen nationalstaatlichen 
Entscheidungsträger erschwe-
ren.

• Verhinderung progressiver 
Umweltpolitik: das GATS könn-
te die Förderung umweltfreund-
licher Produktionsverfahren 
und Produkte verbieten (z.B. 
Abschaffung von Quotenrege-
lungen zu erneuerbaren Ener-
gien) und vorhandene oder 
zukünftige Umweltgesetze, -pla-
nungen und -vorschriften zur 
Regelung der Landnutzung, der 
Produktion und Konsumtion in 
Deutschland aufheben oder ver-
hindern. 

• Das GATS stellt handlungslei-
tende Umweltprinzipien in Fra-
ge: So könnte das GATS die 
Abkehr vom Vorsorgeprinzip 
bedeuten, indem Vertragsbegrif-
fe wie „Notwendigkeit der Han-
delseinschränkungen“ eng aus-
gelegt werden. Dies erschwert 
ein auf vorsichtigen Umgang 
mit Natur ausgerichtetes Han-
deln in Fällen, wo noch wissen-
schaftliche Ungewissheit über 
Ursache- Wirkungsbeziehungen 
vorliegt. 

• Das GATS klammert relevante 
Umweltgesichtspunkte aus: Aus-
nahmen werden vom GATS nur 
legitimiert bei Risiken für Leben 
und Gesundheit. Damit wird 
der Schutz von nichtlebenden 
Naturressourcen (wie der Schutz 
von Boden vor Erosion) ausge-
schlossen.

In den folgenden Kapiteln wird 
näher auf diese Kritikpunkte ein-
gegangen. Insbesondere werden 
die einzelnen Argumente in den 
Unterpunkten Energie, Wasser 
und Abfall diskutiert, also Dienst-
leistungsfelder, die mit einer Öff-
nung für internationale Konkur-
renz im Rahmen der laufenden 
GATS-Verhandlungen zu rech-
nen haben. Um die Plausibilität 
der erwähnten Kritikpunkte zu 
prüfen, werden vorab beispielhaft 
Studien dargestellt, die sich mit 
den Umweltauswirkungen bereits 
umgesetzter Freihandelsverträge 
befassen.

4.3 Bisherige Studien mit Bezug 
zu GATS

Da erst in der diesjähri-
gen GATS-Verhandlungsrun-
de Umweltbereiche zur Liberali-
sierung angeboten werden, kön-
nen Auswirkungen nur antizipiert 
werden. Es ist jedoch anzuneh-
men, dass sich ähnliche Konflikte 
ergeben, wie bei den Regelungen 
zu GATT (General Agreement on 
Tarifs and Trade) im Laufe der Jah-
re aufgetreten sind. Schon damals 
bei der Gründung von GATT im 
Jahre 1948 wurde eine „Gesund-
heits- und Umweltklausel“ in das 
Vertragswerk aufgenommen. Wie 
sich in den seit der Gründung 
von GATT aufgetauchten Streitfäl-
len gezeigt hat, sind jedoch stren-
ge Bedingungen nötig, wenn sich 
nationale, regionale oder kommu-
nale Gesetzgeber dieser Klauseln 
bedienen wollen, um bestimm-
te Güter oder Produktionsverfah-
ren zu diskriminieren. Swenar-
chuk (2001) stellt fest, dass zehn 
von elf Streitfällen, in denen es 
um die Verteidigung von Gesund-
heits- und Umweltstandards ging, 
als GATS-widrig beurteilt wur-
den mit der Folge, dass diese Stan-
dards aufgegeben werden mussten 
oder nur unter Hinnahme ande-
rer Nachteile aufrecht erhalten 
werden konnten. Im Beispiel der 
amerikanischen Freihandelszo-
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ne NAFTA, einem den GATS-Prin-
zipien ähnlicher Handelsvertrag, 
werden Fälle genannt, in denen 
die Landnutzungsentscheidun-
gen kommunaler Entscheidungs-
träger von ausländischen Investo-
ren angefochten wurden (vgl. East 
Lindsey District Council 2001).

Es existieren einige Studien zu 
bestimmten Aspekten, die auch 
tragende Bestandteile des GATS 
sind. Insbesondere gibt es For-
schungen, die sich mit den vier 
möglichen Erbringungsarten von 
GATS befassen. So ist z.B. die 
Gründung von Tochterunterneh-
men (Erbringungsart 3 von GATS) 
auch unter Umwelt- und Sozial-
gesichtspunkten analysiert wor-
den. Da angenommen wird, dass 
GATS vor allem die Marktexpansi-
on Multinationaler Unternehmen 
(MNE) verbessert, ist zudem eine 
Sichtung der bisherigen Literatur 
über das Verhalten von MNEs in 
Gastländern naheliegend. Die Fall-
studien liefern ein geteiltes Bild. 
Wheeler (2001) untersucht bei-
spielsweise das Umweltverhalten 
von MNEs aus Industrieländern 
in sogenannten Entwicklungslän-
dern. Er kommt zu dem Resultat, 
dass die im Gastland gegründe-
ten Tochterunternehmen Umwelt-
techniken verwenden, die höhe-
ren Standards entsprechen als im 
Gastland durch Gesetzgebung 
gefordert wird. Somit können 
sie auch gegenüber den dort hei-
mischen Unternehmen, die sich 
„nur“ an die nationalen Standards 
halten, eine bessere Umweltper-
formance vorweisen. Diese Beob-
achtung wird durch Booregaard 
& Dufey (2002) relativiert, die 
bezüglich ausländischer Minenfir-
men in Chile feststellen, dass auch 
im Gastland heimische Unterneh-
men, moderne Technik anwen-
den. Die Einführung umwelt-
freundlicher Technik im Gastland 
steht nicht direkt mit den auslän-
dischen Direktinvestitionen in 
Verbindung. Ruud (2000) stellt bei 
der Analyse des Umweltmanage-

ments von Multinationalen Unter-
nehmen in Indien fest, dass „Sta-
te-of-the-art Technologien“ im 
Hinblick auf Produktivität, Quali-
tät und Umweltbelange nach Indi-
en transferiert werden. Diese Aus-
landsdirektinvestitionen erzeu-
gen jedoch nicht automatisch eine 
Verbesserung der Umwelteinwir-
kungen der lokalen Industriepart-
ner und -zulieferer (Vgl. ebd., 38f).

Zusammenfassend kann über die 
Resultate der bisherigen empiri-
schen Forschung festgehalten wer-
den, dass sowohl einheimische als 
auch ausländische Unternehmen 
zunehmend ihre Umwelteinwir-
kungen verbessern, vornehmlich 
als Reaktion auf die effektive nati-
onale Gesetzgebung und / oder 
den Druck lokaler Kommunen. 
Das Umweltverhalten der auslän-
dischen Investoren in Gastländern 
scheint länder- und sektorspezi-
fisch als auch firmengrößenabhän-
gig zu variieren (vgl. Zarsky 1999, 
2). Damit sind generelle Aussagen 
zu Auslandsdirektinvestitionen 
und Verhalten von Tochterunter-
nehmen im Ausland skeptisch zu 
sehen, egal ob von Befürwortern 
oder Gegnern von Handelsliberali-
sierungen geäußert. Diese Feststel-
lung jedoch spricht gegen eine all-
gemeine und zudem noch schwer 
rückgängig zu machende Liberali-
sierung von Handelsbeziehungen 
wie sie im GATS langfristig vorge-
sehen ist. 
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 Die Versorgung und der Han-
del mit Energie als zentra-
ler Faktor der volkswirt-

schaftlichen Entwicklung und der 
Daseinsvorsorge beeinflussen die 
ökonomischen, sozialen und öko-
logischen Systeme in entscheiden-
dem Maße. Dass der Großindust-
rie- und Dienstleistungsbereich 
„Energie“ sowie die damit verbun-
dene Brennstoffgewinnung und -
verarbeitung in den Ländern der 
OPEC 4 bis zu fünfzig Prozent des 
inländischen Bruttosozialproduktes 
ausmachen zeigt, welch einschnei-
dende Rolle der Energiehandel für 
den Prozess der Globalisierung ein-
nimmt. So lässt sich der Trend 
einer weltweiten Festsetzung von 
Preisen sowohl in den Märkten ver-
schiedener Energieträger wie Koh-
le, Erdgas oder Öl beobachten – der 
Anstieg der Ölpreise im Zuge des 
Irak-Krieges lässt diese Korrelation 
nur allzu deutlich werden. Damit 
einher gehen die massiven sozio-
ökologischen Auswirkungen durch 
Energieerzeugung, -verbrauch und 
-infrastruktur, die sich sympto-
matisch in toxischen und klima-
schädigenden Emissionen (z.B. 
Treibhausgase, Landnutzung und 
Landschaftsverbrauch, Abfall, Risi-
ken für das Allgemeinwohl) und 
im Potential von Unfällen äußern 
(vgl.Öko-Institut/Böll-Stiftung 
2002, 12 f.). Gerade aufgrund die-
ser wesentlichen Bedeutung von 
Energie im Kontext globaler Pro-
zesse ökonomischer wie nachhal-
tiger Entwicklung wurde der Ener-
giebereich auch zum offiziellen 
Verhandlungsthema auf dem UN-
Gipfel für Nachhaltige Entwick-
lung in Johannesburg erklärt. Die 
aktuellen Diskussionen um den 
Irak-Krieg verdeutlichen nur allzu 
dramatisch, dass der Energienab-
hängigkeit mit erneuerbaren Ener-
gien ein weltweit friedenstiftender 
Impetus zukommt. 

5.1 Entwicklung der 
Liberalisierung im 
Energiesektor weltweit

Nach 1992 erreichte den Ener-
giesektor im Zuge der Liberali-
sierungstendenzen in anderen 
Dienstleistungssektoren, wie der 
Telekommunikation, eine Wel-
le der Privatisierung und Deregu-
lierung, sowohl in industrialisier-
ten als auch in sich entwickeln-
den Ländern. Diese Entwicklun-
gen waren auf die zunehmend 
neo-liberalen Strömungen zurück-
zuführen, die nach stärker privat-
wirtschaftlichem Einfluss sowie 
nach marktorientierten und am 
Wettbewerb ausgerichteten Struk-
turen im bislang monopolisierten 
und staatlich geregelten Energie-
markt verlangten. Als Folge dieser 
Umstrukturierung wurde die örtli-
che Energieversorgung sowie Ver-
fügbarkeit von Energieressourcen 
durch lokale Energieversorger zum 
Teil entkoppelt zugunsten des Ein-
tritts von neuen, unabhängigen 
Stromerzeugern in den Energie-
markt und Wettbewerb (vgl.Öko-
Institut/Böll-Stiftung(2002, 23 
ff.). Auch im Zuge der Realisie-
rung des Europäischen Binnen-
marktes nimmt die Liberalisie-
rung des Energiesektors seit Jahren 
eine zentrale Stellung ein, wobei 
sich die Ziele dabei vorwiegend 
auf die Herstellung effizienterer 
Infrastrukturen, die Förderung 
neuer Technologien und auch auf 
einen Ausgleich von Energie- und 
Umweltbelangen konzentrierten. 

Den auf den ersten Blick positi-
ven Liberalisierungseffekten wie 
die verstärkte Wettbewerbsori-
entierung, damit einhergehen-
de Senkungen der Strompreise im 
Sinne einer kostengünstigen, ver-
braucherorientierten Stromver-
sorgung, der Eintritt von neuen 
u. a. auch Öko-Stromanbietern in 

5 GATS & Energie
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den Markt und die damit verbun-
dene Wahlfreiheit und Marktbe-
einflussbarkeit von Verbrauchern 
eines umweltverträglichen Strom-
bezuges, stehen jedoch verschie-
dene andere Auswirkungen ent-
gegen. So zeichnen sich vermehrt 
negative Auswirkungen der Libe-
ralisierung des Energiemarktes 
für die Beschäftigung ab, die zu 
Arbeitsplatzverlusten von 14-17% 
im Elektrizitäts- und Gassektor in 
den Jahren 1990 bis 1995 geführt 
haben (Fritz 2002a, 43). Darüber 
hinaus führt der Austausch von 
öffentlichen durch private Ener-
gieversorger und deren Zusam-
menschluss zu Großkonzernen 
oftmals zu einer erneuten privaten 
Monopolisierung auf einer Meta-
Ebene, wobei das Gewinnstreben 
dieser Konzerne einer kostengüns-
tigen Energiegrundversorgung der 
Verbraucher zuwiderläuft (Vgl. 
Fritz 2002b, 24 f.). Im Hinblick 
auf mögliche ökologische Folgen 
liberalisierter Energiemärkte lässt 
sich ferner nicht eindeutig unter 
Beweis stellen, dass die Privatisie-
rung zu einer Verminderung der 
Energienutzung beiträgt. 

Als weitere Konsequenz in ent-
wicklungspolitischer Hinsicht 
führt heute die verstärkte Beteili-
gung des privaten Sektors an der 
Energieinfrastruktur zum Teil zu 
Abhängigkeiten von privaten Kapi-
talflüssen beispielsweise für Ener-
gieinvestitionen in der weniger 
entwickelten Welt. In einem Groß-
teil der sogenannten Entwick-
lungsländer bestehen selbst nur 
wenige Deregulierungsbestrebun-
gen zumeist wegen der geringen 
Erfahrungen der Energieversor-
gungsunternehmen mit Wettbe-
werbsmärkten und aufgrund von 
Befürchtungen u.a. von Kontroll-
verlusten (vgl. Öko-Institut/Böll-
Stiftung 2002, 24 f.). 

Als Folge dessen erhält die 
Abhängigkeit von Großkonzer-
nen sowie die Fremdbestim-
mung der Energieversorgung und 
somit der Daseinsvorsorge durch 

Großkonzerne verstärkt Gewicht 
und drängt die Entwicklung von 
dezentralen, selbstbestimmten 
und somit auch nachhaltigeren 
Energieinfrastrukturen z.B. auf der 
Ebene von lokalen Kommunen in 
den Hintergrund. Nicht zuletzt 
können diese Abhängigkeiten 
auch zu einer Vernachlässigung 
der Energieversorgung in länd-
lichen Regionen führen, da das 
Wettbewerbsinteresse häufig nicht 
genügend Anreize für die Versor-
gung dieser Gebiete hervorruft. 
Gleiches ist für die Berücksichti-
gung von Aspekten der Umwelt-
schonung bei Energieerzeugung 
und -versorgung anzunehmen. 
Diese Gefahr von ökologischen 
und sozialen Qualitätsverlusten 
im Zuge der Wettbewerbsorientie-
rung ist grundsätzlich ebenso für 
die Energieversorgung in Indus-
trieländern zu berücksichtigen. So 
gehen mit der Liberalisierung im 
deutschen und im EU-Strommarkt 
einerseits Möglichkeiten der Mark-
töffnung für regenerative Energi-
en einher, andererseits aber auch 
mögliche Wettbewerbsverzerrun-
gen. Sinken in Folge dessen die 
Preise für erneuerbaren Strom, ist 
sein ökologischer Wert durch ent-
sprechende Zertifizierungen oder 
andere Instrumente sicherzustel-
len.

5.2 Das Dienstleistungs-
abkommen GATS und 
sein Einfluss auf die 
Energieversorgung

Im Kontext der weltweiten Libe-
ralisierungsbewegungen des Ener-
giemarktes sind die Verhandlun-
gen der Welthandelsorganisation 
zum Dienstleistungsabkommen 
GATS darauf fokussiert, sämtliche 
Bereiche der öffentlichen Dienst-
leistungen und darunter auch die 
Energieversorgung weltweit für 
den privaten Wettbewerb zu öff-
nen. In den Forderungslisten des 
„requests & offers“-Prozesses, for-
dert die EU u.a. fast ausnahmslos 
die Liberalisierung der vom GATS 
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erfassten Dienstleistungsbereiche 
in den anderen Mitgliedsstaaten, 
wie beispielsweise Schwellenlän-
dern5. Dabei umfasst der Energie
(dienstleistungs)sektor laut GATS-
Verhandlungen alle Prozesse zur 
Energieerzeugung, -übertragung, -
vermarktung und des Energiever-
brauchs. (vgl. o.V. 2002)

Im Gegensatz zu den anderen 12 
Dienstleistungssektoren bestand 
allerdings für den Energiesektor 
bislang noch keine eigenständi-
ge Klassifizierung bzw. eine aus-
schließlich implizite Eingliede-
rung in den Sektor 12 „Sonstige 
Dienstleistungen“.

Mittlerweile hat jedoch die Euro-
päische Kommission im Rahmen 
ihrer Forderungen (requests) für 
das GATS den Bereich Energie in 
die Verhandlungen eingebracht 
und dabei eine Gliederung der 
Energiedienstleistungen in Klas-
sen, wie beispielsweise Bau von 
Energieanlagen, Netzwerke, Ver-
trieb und Handel von Energiepro-
dukten6, Endverbrauch, Dekom-
missionierung sowie Forschung 
und Produktion, vorgenommen. 
(vgl. o.V. 2003)

Zudem schließen die EU-Forde-
rungen sämtliche Energieerzeu-
gungsarten und damit auch fos-
sile sowie atomare Energieformen 
mit ein.

Mit Blick auf eine nachhalti-
ge Energieversorgung durch die-
se Ausweitung der vom GATS-
Abkommen umfassten Ener-
giedienstleistungen steht eine 
Intensivierung negativer Umwelt-
auswirkungen des Energiesektors 
wie CO2-Emissionen, Ressour-
censchwund, Landschaftszerstö-
rung oder toxische Gefahren zu 
befürchten. Denn die definier-
ten „Klassen“ der Dienstleistun-
gen „Energie“ sowie der Einbe-
zug nicht nachhaltiger Energiefor-
men lassen eine Fortsetzung der 
Logik bisheriger Energiewirtschaft 
erkennen, die nach dem Prin-
zip von hohem, wirtschaftlichem 
Energieverbrauch funktioniert. 

Als Folge dessen ist davon auszu-
gehen, dass die GATS-Regelungen 
die Stärkung des Umwelt- und Res-
sourcenschutzes einer nachhal-
tigen Energieerzeugung zukünf-
tig erschweren und gleichzeitig die 
Nutzung fossiler Energien stärken. 
Unter den Positionen und Forde-
rungen der am GATS beteiligten 
Staaten plädieren insbesondere die 
USA für einen breitestmöglichen, 
globalen Marktzugang im Energie-
sektor, ohne Berücksichtigung der 
Art der Energieerzeugung sowie 
ihrer Umweltauswirkungen.(vgl. 
Waskow/Vincente 2002, 13 f.). 
Auch aufgrund dessen ist nicht 
auszuschließen, dass eine Förde-
rung nachhaltiger Energieformen 
in eine Abseitsposition gerät. 

Wie bereits zu den Hintergrün-
den der Liberalisierung im Ener-
giebereich erläutert, resultieren 
durch das GATS außerdem Fol-
gen für eine gerechte Energiever-
teilung und -versorgung, da das 
Abkommen auch über die einzel-
staatliche Freiheit zur Regulierung 
von Ressourcenabbau und Ener-
gieerzeugungsrate bestimmt. Die 
uneindeutig gehaltenen Bestim-
mungen des GATS reichen in 
ihren ökologischen Folgewirkun-
gen letztlich soweit, dass selbst 
in solchen Ländern ein nationa-
ler Deregulierungsplan für auslän-
dische Energiedienstleister ent-
wickelt werden muss, in denen 
sich ein Deregulierungsschema 
als umweltschädlich erwiesen hat 
(vgl. ebd. 13 ff.).

Brisant sind außerdem die in die 
Forderungen der EU einbezoge-
nen Rechte zur Unternehmensnie-
derlassung bzw. zum Erwerb von 
Unternehmen(-santeilen) in ande-
ren Staaten, die auf Expansionsbe-
strebungen europäischer Konzer-
ne in außereuropäischen Energie-
märkten schließen lassen (vgl. o.V. 
2003). Einfallstor für Energiever-
sorgungskonzerne industrialisier-
ter Länder können dabei zum Bei-
spiel Finanznöte der Energiever-
sorger in Ländern der sogenann-
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ten „Dritten Welt“ sein. In dieser 
Hinsicht haben sich in der Ver-
gangenheit Beispiele ereignet, 
in denen Länder des Südens aus 
finanzieller Notlage heraus priva-
te Energieunternehmen auf dem 
nationalen liberalisierten Energie-
markt an ausländische Investoren 
zu Niedrigst-Preisen und damit 
zum eigenen Nachteil verkauft 
haben. 

Gleichzeitig kann eine sol-
che ausländische Übernahme der 
Energieversorgung entgegen den 
Zielen von Privatisierung zu per-
sonellen Reduzierungen, und 
damit zu Einkommensverlus-
ten und Niedriglöhnen sowie Ver-
lusten sozialer Sicherheit und zu 
schlechteren Arbeitsbedingungen 
für Arbeitnehmer und Bevölke-
rung führen (Vgl. SOMO/WEMOS 
o.J.). Solche Entwicklungen stel-
len Verletzungen des Rechts auf 
Arbeit, Einkommen, angemessene 
Arbeitsbedingungen und Arbeit-
nehmerrepräsentation dar, wie 
sie im International Covenant on 
Economic, Social and Cultural 
Rights (CESCR) festgelegt wurden 
(s. Art. 7,8 und 11 CESCR). 

Als weitere gegenläufige Ent-
wicklungen können vor allem Pri-
vathaushalte mit einer Erhöhung 
der Strompreise konfrontiert wer-
den, die für einkommensschwa-
che Haushalte mit einem Ver-
zicht auf Stromversorgung verbun-
den sein kann7. Auch dies wider-
spricht den Bestimmungen des 
CESCR, denen gemäß der Staat 
akzeptable Lebensbedingungen 
und damit den Zugang zu Energie 
sowie die Qualität dieser Dienst-
leistung zu fördern hat. Diese Ver-
pflichtungen kann eine nationa-
le Regierung nicht nachkommen, 
wenn ein Land seine Energie-
dienstleistungen unter dem GATS 
liberalisiert. Von ihr würde dann 
verlangt, dass sie Standards bzw. 
Marktbedingungen schafft, die 
den Handel sowie ausländische 
Investitionen so wenig wie mög-
lich beeinflussen, anstatt Kontrol-

le über die Versorgung mit Energie 
ausüben zu können. In dieser Hin-
sicht bleibt auch völlig unberück-
sichtigt, dass Entwicklungsländer 
häufig nicht in der Lage sind, aus-
ländische Energieversorger zu kon-
trollieren, um damit öffentliche 
Interessen zu schützen, da ihnen 
oftmals dazu keine ausreichenden 
Mittel zur Verfügung stehen. Nur 
allzu deutlich lässt sich anhand 
dieser Entwicklungen erkennen, 
dass bei der Regulierung der Ener-
gieversorgung durch das GATS 
finanzielle Interessen dominie-
ren und die Vorteile, die von der 
Liberalisierung im Energiesektor 
erwartet werden, primär ökonomi-
scher Natur sind und damit einer 
nachhaltigen Energiezukunft 
entgegen stehen können. Darü-
ber hinaus zeigen die Beispiele 
der Vergangenheit, dass nationa-
le Entscheidungsprozesse zur Ener-
gieversorgung unter dem GATS 
selten demokratisch verlaufen. 
Stattdessen werden lokale Regie-
rungen, verantwortliche Instituti-
onen oder Interessensgruppen der 
Bevölkerung beinahe vollständig 
von Fragen ihrer Energieversor-
gung ausgeschlossen (vgl. ebd.).

5.3 Ansätze für eine 
nachhaltige Energieversorgung

Wie die oben erläuterten Zusam-
menhänge zum GATS-Abkom-
men und dem Energiesektor zei-
gen, können Fragen der weltwei-
ten und gerechten Energieversor-
gung nicht länger getrennt von 
Prozessen der Globalisierung, öko-
nomischen Restrukturierung und 
gesellschaftlicher, umweltverträg-
licher und damit nachhaltiger 
Entwicklung betrachtet werden.

Um das Ziel einer nachhalti-
gen Energiezukunft trotz der sich 
abzeichnenden Entwicklung einer 
weltweit liberalisierten Energie-
versorgung zu realisieren, bedarf 
es entschiedener Schritte, die 
den Deregulierungs-Prozess als 
ein Instrument zur Nachhalti-
gen Entwicklung im Energiesek-
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tor nutzbar machen und umfas-
sende Umweltvorsorge sowie sozi-
alen und öffentlichen Nutzen ein-
schließen. Dazu gehören u.a. 
• eine Regulierungsbehörde für 

Energiekonzerne;
• ein klarer Vorrang erneuerba-

rer Energien und damit verbun-
den das Recht von Regierungen, 
diese zu fördern, bzw. nicht-

Wasser gehört zu den lebens-
wichtigen Gütern für den Men-
schen. Als knappe Ressource in 
einer zunehmend globalisier-
ten Welt wird Wasser im kom-
menden Jahrhundert zum „blau-
en Gold“, zu einem Rohstoff also, 
um den die Kriege der Zukunft 
geführt werden – so warnen die 
Vereinten Nationen. Schon heu-
te haben weltweit 1,1 Milliarden 
Menschen keinen Zugang zu sau-
berem Trinkwasser, bis zum Jahre 
2025 werde zwei Drittel der Welt-
bevölkerung an den Folgen erns-
ter Wasserknappheit leiden. Die 
Wasserversorgung der Weltbevöl-
kerung gehört zu den großen Her-
ausforderungen dieses Jahrhun-
derts – und wird zu einem großen 
Geschäft: die Weltbank schätzt 
den globalen Wassermarkt auf 
mehr als 800 Milliarden Euro pro 
Jahr (Stoppgats 2003c). 

Auch Trinkwasserversorgung 
und Abwasserentsorgung gehören 
zu den Diensten, die in den Fokus 
des GATS-Abkommens gerückt 
sind. Seit einigen Jahren schrei-
tet die Liberalisierung und Privati-
sierung des Wassersektors in ein-
zelnen Staaten in großen Schrit-
ten voran. Bereits jetzt lassen sich 
Folgen und Auswirkungen dieser 
Maßnahmen erkennen, die (nicht 
nur) vor dem Hintergrund einer 
weltweit geplanten Liberalisierung 
äußerst kritisch zu betrachten sind 
(vgl. Lanzer 2003, o.S.). 

nachhaltige Energieträger 
und -nutzung zu diskriminie-
ren (als Festschreibung in der 
WTO); 

• Energiesteuern sowie die loka-
le Kontrolle und Mitbestim-
mung über lokale Ressourcen. 
(Vgl. Öko-Institut/Böll-Stif-
tung 2002, 25) 

6 GATS & Wasser

6.1 Wasser ist anders
Bei Wasser geschieht eine Libera-

lisierung und Privatisierung unter 
anderen Bedingungen als bei 
anderen Medien wie z.B. Strom, 
Telekommunikation etc.: 
• Wasser ist nicht gleich Wasser. 

Beim Trinkwasser kommt es aus 
gesundheitlichen Gründen auf 
die Qualität an.

• Beim Trinkwasser ist aus unü-
berwindbaren technischen 
Gründen (z.B. dem Rohrsystem) 
kein Wettbewerb verschiedener 
Anbieter möglich, sondern es 
bleibt auch bei privatem Betrieb 
bei einem Monopol.

• Kostensenkungen für den Ver-
braucher, wie dies u.a. bei der 
Liberalisierung des Strom- und 
Telekommunikationsmarktes 
geschieht, sind beim Trinkwas-
ser wegen der hohen Fixkosten 
für den Erhalt der sehr aufwen-
digen Infrastruktur (circa 80 %) 
ausgeschlossen. 
Außerdem steht die Wasserwirt-

schaft in direkter Beziehung zum 
natürlichen Wasserkreislauf und 
besitzt damit eine überragende 
Bedeutung für den Umweltschutz. 
Keine andere Wirtschaftsbran-
che leistet durch ihre Aktivitäten 
einen größeren Beitrag zur Unter-
suchung, zum Schutz und zur Ver-
besserung von Gewässern als die 
Trinkwasserversorger. In Deutsch-
land entwickelte sich in den ver-
gangenen Jahrzehnten in der 
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kommunalen Wasserwirtschaft 
ein Wertekanon, der Versorgungs-
sicherheit, Ökologie und soziale 
Belange in den Vordergrund stellt 
(Geiler 2003, 22). Bereits heute 
zeichnet sich in Deutschland mit 
der beginnenden Privatisierung 
des Wassersektors eine Verwässe-
rung dieser Prinzipien ab. 

6.2 Warum ist GATS für die 
Wasserwirtschaft interessant?

Die möglichen Einschränkun-
gen staatlicher Auflagen im Zuge 
des GATS machen die besondere 
Attraktivität des Abkommens über 
die Liberalisierung von Dienst-
leistungen für die Wasserwirt-
schaft aus. Denn die Expansion 
der wenigen international wett-
bewerbsfähigen „Wassermultis“ 
erfolgt vor allem an zwei Fronten: 
• durch den Erwerb von Wasser-

rechten
• durch die Übernahme lokaler 

Versorger im Zuge von Privati-
sierungsprozessen. 
Größtes Hindernis für transnati-

onale Unternehmen ist dabei der 
Staat in seinen Rollen als Eigen-
tümer der Ressource Wasser, als 
Betreiber von Versorgungsunter-
nehmen und als Regulierungsin-
stanz. Das GATS greift an allen 
Punkten an. 

Die Weltbank schätzt den glo-
balen Wassermarkt auf mehr als 
800 Millarden Euro pro Jahr (vgl. 
Fritz 2003). Es gibt nur weni-
ge global agierende Wasserkon-
zerne – u.a. Vivendi, Ondeo, Saur 
aus Frankreich und RWE und Eon 
aus Deutschland - weshalb Frank-
reich und Deutschland in der EU 
die treibenden Kräfte bei der Libe-
ralisierung des Wassersektors sind. 
Bislang war die Wasserversorgung 
aus dem GATS ausgenommen. Die 
EU verlangt aber nun die völli-
ge Liberalisierung der Wasserver-
sorgung. Die EU-Kommission hat 
bei der WTO den Vorschlag ein-
gebracht, den Sektor der Umwelt-
dienstleistungen weiter auszu-
differenzieren und einen Sub-

sektor „Wasser für menschlichen 
Gebrauch und Abwassermanage-
ment“ einzufügen. Dies beinhal-
tet neben der Klärung von Abwäs-
sern auch Sammlung, Reinigung 
und Vertrieb von Trinkwasser. Der 
Zugriff aus Drittstaaten auf euro-
päische Wassermärkte soll nach 
den Forderungen der EU hingegen 
zunächst ausgeschlossen werden8. 

Für Unternehmen der Wasser-
wirtschaft ist insbesondere die 
Trinkwasserversorgung der Bevöl-
kerung sowie die Wasserversor-
gung und Abwasserentsorgung 
von Industrieunternehmen inte-
ressant. In diesen Bereichen kön-
nen entsprechend höhere Prei-
se für die Wasserversorgung bzw. 
Abwasserentsorgung verlangt wer-
den und für die Unternehmen die 
höchsten Gewinne erzielt werden. 
In den Industriestaaten interessie-
ren sich private Wasserdienstleis-
ter besonders für die zahlungsfähi-
gen Verbraucher, in den Entwick-
lungsländern hingegen für Gelder 
aus der Entwicklungshilfe. Mehr-
fach wurde die Privatisierung der 
Wasserversorgung zur Bedingung 
für Kredite für Entwicklungslän-
der gemacht. (Vgl. Lanzer 2003, 
o.S.) 

6.3 Ökologische und soziale 
Auswirkungen

Nachteile und Gefahren der Pri-
vatisierung des Wassersektors kön-
nen bereits heute in Staaten nach-
vollzogen werden, in denen eine 
Privatisierung der Wasserversor-
gung bereits stattgefunden hat. 
Dies sind u.a. Frankreich, Eng-
land, Bolivien, Südafrika. Die sich 
abzeichnenden Folgen der Pri-
vatisierung des Wassersektors 
sind vielfältig und wirken sich 
in Industrieländer und Entwick-
lungsländer jeweils unterschied-
lich aus. Einige Grundtendenzen 
sind jedoch bereits jetzt erkenn-
bar: 
• Die freiwillige Betätigung der 

Wasserversorger beim Grund- 
und Quellwasserschutz wird 



20 Im Dienste der Umwelt 21Im Dienste der Umwelt

abnehmen. In vielen Industrie-
ländern entwickelten die kom-
munalen Wasserversorger im 
Sinne des Vorsorgeprinzips ein 
großes know-how in der Umset-
zung von Umweltschutzmaß-
nahmen zur Steigerung der 
Wasserqualität und nachhalti-
gen Sicherung der Grundwas-
servorkommen. Eine Privatisie-
rung und Liberalisierung der 
Wassermärkte führt dazu, dass 
Profitmaximierung und kurz-
fristiges strategisches Denken 
eine langfristige und nachhal-
tige Wasserversorgungsstrate-
gie behindern. Nach der Libe-
ralisierung der Wassermärkte in 
England wurden die Versorger 
bereits über 100 mal wegen Ver-
nachlässigung der Infrastruktur 
und minderer Wasserqualität 
verurteilt. Die Instandhaltung 
der Infrastruktur und Siche-
rung der Wasserqualität ist für 
die privaten Unternehmen teu-
rer, als die verhängten Geldstra-
fen zu zahlen.(Vgl. Stopp GATS 
2003) Neben einem Verlust an 
Trinkwasserqualität haben diese 
Strategien natürlich auch Aus-
wirkungen auf die ökologische 
Sicherung von Wasserschutzge-
bieten. In Berlin werden bereits 
lange geschützte Gebiete von 
den Kommunen veräußert, um 
durch den Verkauf den kom-
munalen Haushalt zu stärken. 
In Frankreich erstritt ein priva-
ter Wasserversorger vor Gericht, 
dass der französische Staat für 
den Schutz der Wasservorkom-
men zuständig sei. (Vgl. Stopp 
GATS 2003c) 

• Durch mangelnde Investitionen 
in die Infrastruktur kommt es 
in Ländern, in denen die Was-
serversorgung aus der kommu-
nalen Verantwortung entnom-
men wurde, zu hohen Verlus-
ten von Wasser durch marode 
Rohrsysteme. In Großbritanni-
en, Frankreich und Italien ver-
sickert seit der Privatisierung 
ca. ein Viertel des Trinkwassers 

aus undichten Leitungen. Eine 
kommunale Wasserversorgung 
hat insbesondere in wenig dicht 
besiedelten Regionen den Vor-
teil, dass lokale Trinkwasservor-
kommen und Quellen genutzt 
werden können und so die Ver-
sorgungswege nicht so weit 
sind. Durch eine Privatisierung 
geraten lokal angepasste, tech-
nologisch weniger aufwendige, 
und kostengünstigere Alternati-
ven der Wasserver- und Abwas-
serentsorgung aus dem Blick. 
(Ebd.) 

• In Bolivien, Argentinien, Frank-
reich und England zeigte sich, 
dass die Privatisierung des Was-
sersektors im Gegensatz zu vor-
herigen Ankündigungen Preis-
steigerungen von 20 und 100% 
mit sich bringen. In der bolivia-
nischen Stadt Cochabama kam 
es daraufhin zu großen Protes-
ten und einem Generalstreik. 
Auf Grund der massiven Protes-
te musste der Vertrag mit dem 
US-amerikanischen Baukon-
zern Bechtel, der die Versorgung 
übernommen hatte, gekündigt 
werden. Aufgrund eines bilate-
ralen Investitionsschutzabkom-
mens muss nun die Stadt Coch-
abama mit hohen Schadens-
ersatzzahlungen rechnen, die 
das dreifache der ursprüngli-
chen Investitionssumme ausma-
chen (vgl. Fritz 2003, 18 f. ). Sol-
che Folgen sind ebenfalls beim 
GATS-Abkommen zu erwarten, 
das als Investitionsschutzab-
kommen zu betrachten ist.  

• In Ländern in denen eine Pri-
vatisierung der Wasserversor-
gung bereits stattgefunden hat, 
lässt sich auch feststellen, dass 
eine Versorgungssicherheit aller 
Bevölkerungsschichten mit 
Trinkwasser nicht mehr gegeben 
ist. Sowohl in Südafrika als auch 
in England wurden mehre-
ren 10000 Haushalten der Was-
serhahn abgedreht, da sie ihre 
Rechnungen nicht mehr bezah-
len konnten.
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• Die Privatisierung im Wasser-
sektor geht mit Verlusten von 
Arbeitsplätzen einher. In Eng-
land hat sich die Zahl der 
Arbeitsplätze im Wassersek-
tor nach der Privatisierung um 
60% verringert. Dies bedeutet 
für die Wasserversorgung und 
Abwasserentsorgung nicht nur 
einen Verlust an know-how, 
sondern auch weniger Kapazitä-
ten für Qualitätskontrollen und 
Instandsetzungsmaßnahmen. 
(Vgl. Stopp GATS 2003c) 

6.4 Optimierungskampagne 
für die kommunale 
Wasserwirtschaft 

In Ländern, die bereits eine Pri-
vatisierung des Wassersektors 
erfahren haben, regen sich inzwi-
schen mehrfach Proteste gegen die 
Preissteigerungen oder mangeln-
de Qualität des Trinkwassers. Die 
Forderungen nach einem Verbleib 

7.1 Bedeutung der 
Abfallwirtschaft

Auf den ersten Blick hat das 
Thema Privatisierung bzw. Libe-
ralisierung im Abfallbereich im 
Gegensatz zur Wasser- und Ener-
gieversorgung eher untergeord-
nete Bedeutung, da die Abfallwirt-
schaft meist nicht den Grundbe-
dürfnissen der Menschen zuge-
rechnet wird. Dabei kann der 
unsachgemäße Umgang mit Abfäl-
len die Lebenssituation von vie-
len Menschen über lange Zeit 
erheblich verschlechtern. So kann 
z.B. Hausmüll, der in Siedlun-
gen oder in deren Nähe verbleibt, 
eine Brutstätte oder Nahrungs-
quelle für Tiere bieten, die Krank-
heiten auf den Menschen über-
tragen, ein Problem, das häu-
fig in Entwicklungsländern auf-
tritt. Das Hausmüllproblem ist 

der Wasserwirtschaft in kommu-
nalen Strukturen kann jedoch nur 
mit einer Optimierung der der-
zeitigen Wasserver- und Abwas-
serentsorgung einhergehen. Der 
Bundesverband Bürgerinitiativen 
Umweltschutz schlägt einen Leit-
faden zur Optimierung kommu-
naler Wasserwirtschaft vor. Nach 
dem Motto „Wasser gehört ins 
Rathaus und nicht in die Konzern-
zentralen“ wird eine Stärkung der 
kommunalen Selbstbestimmung 
im Wassersektor gefordert, der mit 
einem gezielten Qualitätsmanage-
ment optimiert und an den loka-
len Bedürfnissen der Kunden, der 
Versorgungssicherheit, der Beleg-
schaft und der Ökologie ausgerich-
tet werden soll. (Vgl. Geiler 2003, 
22 f.) 

aber noch das Geringere in Relati-
on zum Umgang mit den gefähr-
lichen Abfällen (z.B. giftige oder 
radioaktive), der sowohl „entwi-
ckelte“ Staaten als auch Entwick-
lungsländer betrifft. Denn der 
Transport, die Behandlung und 
die Deponierung von gefährli-
chen Abfällen bergen große Risi-
ken nicht nur für heute lebende 
Menschen, sondern auch für alle 
künftigen Generationen. Selbst in 
Deutschland ist beim Einsatz von 
Abfallbehandlungsanlagen nach 
dem Stand der Technik, wie z.B. 
Müllverbrennungsanlagen keines-
falls sicher, dass nicht doch Stoffe 
in die Luft abgegeben werden, die 
früher oder später Veränderungen 
der Atmosphäre, des Bodens, des 
Wasser oder an Lebewesen her-
vorrufen könnten. Die Wirkungen 
und das Zusammenwirken von 

7 GATS & Abfall
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vielen vom Menschen erzeugten 
und in die Umwelt abgegebenen 
Stoffe ist noch unbekannt. Die 
große Bedeutung der Vermeidung 
von bewiesenermaßen oder poten-
ziell gefährlichen Abfällen, durch 
die Umstellung auf umweltfreund-
liche Produkte und Produktions-
methoden oder durch Konsumver-
zicht, wird somit offensichtlich.

Denn auch die Verbesserung 
der Abdichtungen von Deponi-
en ist nur ein Spiel auf Zeit, da 
keine Deponie darauf ausgelegt 
ist „bis in alle Ewigkeit“ dicht zu 
sein. Irgendwann muss mit erheb-
lichem finanziellen und techni-
schen Aufwand eine neue Siche-
rungsmaßnahme durchgeführt 
werden. Andernfalls droht eine 
Kontamination des Bodens bzw. 
des Grundwassers. Damit schließt 
sich auch hier der Kreis zum 
„Lebensmittel Nummer Eins“, 
dem Trinkwasser. Die bei der Was-
serbehandlung entstehenden 
Abfälle sowie die bei der Abfallbe-
handlung und -ablagerung anfal-
lenden Abwässer zeigen die enge 
Beziehung zwischen Abfall- und 
Wasserwirtschaft. Aber nichts 
läuft ohne Energie. Sie wird für 
die Gewinnung, den Transport 
und die Behandlung von Stoffen 
und Wasser benötigt oder aus bzw. 
mit deren Hilfe erzeugt.

Ein noch wenig ausgeschöpftes 
Potenzial liegt in der Nutzung von 
Bioabfällen zusammen mit nach-
wachsenden Rohstoffen, die mit 
auf natürlichen Prozessen basie-
renden Verfahren zu Brennstof-
fen umgewandelt oder direkt als 
solche eingesetzt werden. Zucker- 
oder stärkehaltige Reststoffe wer-
den in Biogas oder Alkohol umge-
wandelt und dann zur Erzeu-
gung von elektrischer bzw. ther-
mischer Energie genutzt oder als 
Kraftstoff (bzw. -zusatz) verwen-
det. Während Holz- und Strohab-
fälle zur Energieerzeugung direkt 
verbrannt werden. Die Energiege-
winnung aus Biomasse mit tradi-
tionellen Methoden ist in vielen 

Regionen der Erde bis heute ver-
breitet und kann einen Beitrag zur 
dezentralen bzw. autarken Versor-
gung vor Ort leisten.

7.2 Abfallwirtschaft als 
Umweltdienstleistung im GATS

Einer der 12 Dienstleistungs-
sektoren des GATS umfasst den 
Bereich der Umweltdienstleis-
tungen, unter dem vor allem 
dem Abfallmanagement und der 
Abwasserbehandlung ein großes 
ökonomisches Gewicht beigemes-
sen wird. Die WTO schätzte 1996 
den Weltmarkt für diese Dienst-
leitungen auf mehr als 167 Mil-
liarden US$, wovon 102 Milliar-
den US$ allein für den Abfallbe-
reich veranschlagt werden. (vgl. 
Waskow/Vicente 2002) 

Da aber beim GATS das Vor-
sorgeprinzip nicht berücksich-
tigt wird und der freie Handel Pri-
orität vor der Umwelt- und Sozi-
alverträglichkeit hat, werden 
Befürchtungen über die „Umwelt-
freundlichkeit“ der Umwelt-
dienstleistungen laut. Denn der 
Kernbereich umfasst vor allen 
Dingen das Angebot von „end-of-
pipe“-Dienstleistern wie Betrei-
bern von Deponien oder Abfall-
verbrennungsanlagen, aber keine 
Dienstleitungen zur Vermeidung 
bzw. Sanierung von Umweltschä-
den. Auch könnte der Transfer die-
ser Technologien die Fähigkeiten 
in den Empfängerstaaten zur Ent-
wicklung besser an die örtlichen 
Gegebenheiten angepasster Kon-
zepte untergraben. (Ebd.)

Bereits bestehende nationale 
Umwelt- und Sozialstandards, die 
auf innenpolitischem oder zwi-
schenstaatlichem Konsens beru-
hen, drohen bei einem sogenann-
ten „Notwendigkeitstests“ der 
WTO als „ungerechtfertigte Han-
delshemmnisse“ eingestuft und 
damit außer Kraft gesetzt zu wer-
den (Vgl. BUND 2001). 
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7.3 Die Baseler Konvention
Die Baseler Konvention ist ein 

multilaterales Umweltabkom-
men zur Regelung des Handels mit 
gefährlichen Abfällen. Im Kapi-
tel 4.1 wurden bereits sowohl 
die unklaren Beziehungen zwi-
schen den Abkommen GATT bzw. 
GATS und der Baseler Konvention 
umrissen als auch Wege zur stär-
keren Gewichtung des Umwelt-
schutzes im internationalen Han-
del aufgezeigt. Sowohl das GATT 
als auch das GATS erlauben zwar 
„umwelt- und gesundheitsschutz-
motivierte Handelsbeschränkun-
gen, sofern diese notwendig sind 
und sie zu keiner willkürlichen 
und ungerechtfertigten Diskri-
minierung zwischen Ländern, in 
denen gleiche Verhältnisse beste-
hen, oder zu einer verschleierten 
Beschränkung des internationalen 
Handels führen“. Doch die Auto-
ren eines Gutachtens im Auftrag 
der Friedrich-Ebert-Stiftung zum 
Thema „Zehn Jahre Basler Über-
einkommen: internationaler Han-
del mit gefährlichen Abfällen“ 
befürchten, dass die Basler Kon-
vention dem Vorwurf der Diskri-
minierung bzw. ungerechtfertig-
ter Handelsbeschränkungen ausge-
setzt sein könnte. (vgl. Buck/Helm 
1999) 

Auf der anderen Seite geben sie 
aber zu bedenken, dass im Kon-
fliktfall zwischen Handelsrecht 
nach WTO und Basler Konvention 
auch Staaten mit geringem poli-
tischen Gewicht durch das WTO 
Streitschlichtungsverfahren mit 
seinen rechtlich bindenden Ent-
scheidungen die Weiterentwick-
lung der Basler Konvention positiv 
beeinflussen könnten. (Vgl. ebd.) 

Diese Weiterentwicklung der 
Baseler Konvention scheint auch 
dringend geboten, denn trotz der 
hochgesteckten Ziele in den „All-
gemeinen Verpflichtungen“ der 
Konvention wie (vgl. ebd.): 
• der weitgehenden Reduzierung 

der Menge gefährlicher Abfälle, 

• der Risikominimierung beim 
Umgang mit diesen Abfällen, 

• der Kontrolle und der Verrin-
gerung grenzüberschreitender 
Abfalltransporte 
(durch möglichst ortsnahe Ent-
sorgung) und 

• das Unterbinden der illegalen 
Verbringung gefährlicher Abfäl-
le
ist bei der praktischen Umset-

zung noch viel Arbeit zu leisten. 
So besteht das Exportverbot für 
gefährliche Abfälle aus Industrie-
staaten in Entwicklungsländer im 
Rahmen dieser Konvention seit 
Mitte der 90er Jahre des letzten 
Jahrhunderts, aber die Ratifizie-
rung dieses Beschlusses ist erst in 
wenigen Staaten erfolgt. Drängen-
de Fragen im Umgang mit gefähr-
lichen Abfällen sind die Regelung 
des Süd-Süd-Handels, die Erweite-
rung der Kapazitäten zur umwelt-
vertäglichen Behandlung von 
Abfällen und die Ausarbeitung 
klarer Haftungsregeln um Ver-
stöße ahnden zu können. Darü-
ber hinaus müssen endlich ent-
scheidende Schritte zur Abfallver-
meidung und weg von der blo-
ßen Abfallwirtschaft hinzu einem 
effektiven Stoffstrommanagement 
unternommen werden. (Vgl. ebd.)

7.4 Mögliche Folgen des GATS im 
Abfallbereich

Innerstaatliche Regeln des 
Umweltschutzes mit direkten 
Beschränkungen für die Dienst-
leistungserbringer (z.B. deren zah-
lenmäßige Begrenzung) sind nicht 
GATS-konform. Außerdem kön-
nen Zulassungs- und Lizenzie-
rungsverfahren für Dienstleister 
zur Gewährleistung von Umwelt-
standards als indirektes Handels-
hemmnis wirken und damit unter 
Druck geraten. (Vgl. UBA 2001, 8) 

Einer von WEED erstellten Stu-
die zu Folge ist die Erbringung 
von Dienstleistungen in den meis-
ten Fällen nicht „immateriell“ 
(ebd.). Das heißt, nicht nur durch 
die Liberalisierung der Umwelt-
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dienstleistungen inklusive der 
Abfallwirtschaft, sondern auch 
durch die anderen 11 Sektoren des 
GATS werden Stoff- bzw. Abfall-
ströme möglicherweise Verände-
rungen erfahren. So sind durch 
den Anstieg bzw. die Verlagerung 
von Verkehrsströmen (z.B. von 
der Bahn auf LKW oder Flugzeug), 
die wiederum Veränderungen 
der Infrastruktur (wie Straßen-
neubau) nach sich ziehen, nega-
tive Effekte auf die Umwelt allge-
mein und die Erhöhung des Abfal-
laufkommens zu erwarten. Denn 
gerade durch Bautätigkeiten wer-
den riesige Mengen an Bauabfäl-
len und Bodenaushub verursacht, 
die behandelt bzw. deponiert wer-
den müssen.

Die Steigerung der Transpor-
taktivitäten als direkte Folge der 
Handelsliberalisierung und der 
wachsenden Arbeitsteilung lässt 
sich anhand verschiedener Quel-
len belegen (vgl. Anderson et al. 
1995, 36 f.; Petschow 1998, 173). 
Aus zunehmenden Giftmülltrans-
porten resultieren neben den 
Umweltwirkungen bei „Normalbe-
trieb“ auch Risiken durch Unfäl-
le (vgl. Petschow 1998, 174). Zu 
den indirekten Effekten der Libe-
ralisierung kann auch die Ausla-
gerung von „schmutzigen“ Indus-
triezweigen gezählt werden (ebd.). 
Ein Verbraucher kann also durch 
den Konsum in seinem Heimat-
land Produktionsabfälle an einem 
ganz anderen Ort der Welt verur-
sachen, ohne dass ihn die mögli-
cherweise negativen Folgen direkt 
betreffen. Durch die unterschied-
liche Umweltpolitik in den ein-
zelnen Staaten ist ein „race to 
the bottom“ und Umweltdum-
ping zu befürchten (ebd.). Schon 
innerhalb der EU werden Abfäl-
le soweit möglich in die Län-
der exportiert, die z.B. weniger 
strenge Verwertungsanforderun-
gen stellen und damit kosten-
günstigere Bedingungen bieten 
als Deutschland (Schnurer 2001, 
88 f.). Deshalb wird von Vertre-

tern des Bundes bei fortschreiten-
der Liberalisierung und Privati-
sierung für den Abfallbereich die 
Notwendigkeit von klaren Vorga-
ben (sprich genaue Regulierung), 
die staatliche Kontrolle der Einhal-
tung der Vorgaben und das Vor-
sehen von Sanktionen bei Nicht-
einhaltung hervorgehoben (ebd.). 
Auch von Seiten der Industrie 
wird das Problem der unterschied-
lichen Umweltstandards inner-
halb der EU beklagt und im Inter-
esse der deutschen Unternehmen 
eine Angleichung derselben gefor-
dert, um im europäischen Wettbe-
werb nicht benachteiligt zu wer-
den. Zumindest bezogen auf die 
Produktverantwortung wird, im 
Gegensatz zur Einschätzung des 
Bundes, Deregulierung und weni-
ger staatlicher Dirigismus verlangt 
(Rockholz 2003, 12). Auch in der 
Entsorgungswirtschaft ist klar, 
dass es unterschiedlichste Inter-
essen zu vereinen gilt und Rah-
menbedingungen erfüllt werden 
müssen. Genannt werden Ver-
braucherinteressen, Umweltstan-
dards, Daseinsvorsorge, Entsor-
gungsstrukturen und Produktver-
antwortung (Billigmann 2001). 
Zu ergänzen bliebe noch das Inte-
resse der Entsorgungswirtschaft, 
Gewinne zu erzielen.

Grundsätzlich ist an dieser Stel-
le darauf hinzuweisen, dass es 
sich bei Abfällen oft um ein Gut 
mit „negativem Wert“ handelt. 
Ihr Besitzer muss den Entsorger/
Verwerter für die Annahme der 
Abfälle bezahlen (Pippke 2001, 
239). Diese Besonderheit ist ein 
starkes Argument zu Gunsten von 
staatlicher Regulierung, Kontrol-
le und Sanktionsmöglichkeiten. 
Unter der Voraussetzung, dass der 
Anreiz einer rechtswidrigen Ent-
sorgung von Abfällen bei öffent-
lichen Entsorgern niedriger ist als 
bei privaten, werden die folgenden 
Empfehlungen zu einer möglichen 
Aufgabenteilung in der Abfallwirt-
schaft gegeben (vgl. Ebd., 244 f.). 
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Entsorgung durch öffentliche Hand 
eher, wenn...

Entsorgung durch 
Privatunternehmen eher, wenn...

Wegen strukturellen Unvermögens Privater (z.B. 
fehlende organisatorische, technische, finanziel-
le, personelle Kapazitäten) ein hohes Umweltrisiko 
abgeschätzt wird

Geringe Umweltrisiken bestehen;
Bessere fachliche und finanzielle Kapazitäten

Ausfallrisiko Privater Einfache Kontrollierbarkeit

Abfälle besonders gefährlich Hohes Eigeninteresse an ordnungsgemäßer Ent-
sorgung besteht

Betreffender Abfall nicht marktgängig ist Betreffender Abfall marktgängig ist

Hohe Kosten

Als eine nichtintendierte bzw. 
mittelbare Folge der Privatisie-
rung der Abfallwirtschaft wird 
die Monopolisierung genannt 
(Bull 1999, 621). Da die Annah-
me sicher nicht unbegründet ist, 
dass das GATS eine Monopolisie-
rung im Bereich Abfall genau wie 
in anderen Bereichen eher verstär-
ken und beschleunigen wird als 
ihr entgegen zu wirken, ist wohl 
mit einer Verschiebung der Kräf-
teverhältnisse zugunsten privater 
Großunternehmen und mit stär-
ker werdendem Druck auf Ent-
wicklungsländer sowie entwickel-
te Staaten in Richtung Deregulie-
rung zu rechnen.

Auch die wenigen möglicherwei-
se positiven Aspekte der Handels-
liberalisierung sollen hier der Voll-
ständigkeit halber benannt wer-
den, wie der schnellere Transfer 
von Umwelttechnologien, das teil-
weise höhere Umweltbewusstsein 
der Bevölkerung bei steigendem 
Einkommen, die Möglichkeit mit 
Gewinnen aus dem Wachstum 
Umweltschäden zu sanieren und 
die Verringerung von Umwelt-
belastungen aufgrund von Effi-
zienzgewinnen durch Arbeitstei-
lung (Petschow 1998, 175). Hier 
ist kritisch zu hinterfragen, ob die 
erwarteten positiven Aspekte wirk-
lich realistisch bzw. allgemein-
gültig sind und ob diese auch die 
negativen Auswirkungen aufwie-
gen.

Zur Prüfung der möglichen posi-
tiven und negativen Folgen durch 
GATS für die Umwelt raten ver-
schiedene Organisationen zur 
Erstellung von Wirkungsstudien 
(Impact Assessments) (vgl. UBA 
2001, 10). Sie fordern des weite-
ren Dienstleistungen wie die Müll-
verbrennung aus dem Katalog zu 
entfernen und wollen verhindern, 
dass nachsorgende „end-of-pipe“-
Dienstleistungen durch den Markt 
den integrierten Umweltdienstleis-
tungen vorgezogen werden (ebd. 
34).

7.5 Erfahrungen in der 
deutschen Abfallwirtschaft

Neben die Gefahr der Senkung 
der Umwelt- und Sozialstandards 
durch mögliche Klagen ande-
rer Staaten bei der WTO gegen 
Deutschland tritt durch die Pri-
vatisierung von Entsorgungsein-
richtungen, die bisher in öffent-
licher Hand liegen, das Problem 
einer angemessenen Vertragsge-
staltung mit privaten Entsorgern. 
Das Negativbeispiel für Privatisie-
rung lieferte die Stadt Köln beim 
Verkauf ihrer Abfallwirtschaftsbe-
triebe (AWB) bei dem jedes wirt-
schaftliche Risiko bei der öffent-
lichen Hand bleiben sollte, nach 
dem Motto: „Gewinne privatisie-
ren, Verluste sozialisieren.“ (Vgl. 
Scholz 2002). 

Auch steht zu befürchten, dass 
sich durch den Drang priva-
ter Unternehmen maximale Pro-
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fite zu realisieren, gepaart mit 
Ämtern, die ihre Aufsichtspflicht 
aus welchen Gründen auch immer 
nicht erfüllen, Umweltskanda-
le wie die Ausbringung von Gift-
müll von namhaften Großunter-
nehmen durch einen Bauern auf 
bayerischen Feldern häufen könn-
ten, über den der Spiegel im Juni 
2002 berichtete (vgl. Spiegel onli-
ne 2002).

Unklar bleibt inwieweit das heu-
te in Deutschland praktizierte 
Abfall- bzw. Stoffstrommanage-
ment, das zwar vergleichsweise 
hohen Umweltstandards genügt, 
als nachhaltig bezeichnet werden 
kann. Dass das GATS auf einem 
Weg in Richtung globaler nach-

 Das Dienstleitsungsabkommen 
GATS wird ohne Zweifel ökolo-
gische Auswirkungen haben. 

Welche genau, lässt sich jedoch 
noch nicht im Einzelnen absehen. 
Dies hängt auch mit der Tatsache 
zusammen, dass noch nicht klar, 
ist in welchen Dienstleistungs-
sektoren, in welchen Ländern und 
nach welchen Erbringungsarten 
genau liberalisiert wird. 

Wenn weiter oben attestiert wur-
de, dass Liberalisierung auch posi-
tive Aspekte haben kann (bspw. 
Aufbrechen von nationalen Mono-
polstrukturen), so ist darauf hin-
zuweisen, dass der gleiche Effekt 
auch durch andere staatliche Ein-
griffe, z.B. kartellrechtliche oder 
ordnungspolitische Maßnahmen 
erzielt werden kann. Bei Liberali-
sierungen – zumindest im natio-
nalen Rahmen – ist immer die Fra-
ge zu stellen, welche Möglichkei-
ten der Staat sich bewahrt, um das 
Marktgeschehen auch in Zukunft 
entsprechend gesellschaftlich 
wünschenswerter Entwicklungen 

8 Fazit

haltiger Entwicklung eine positive 
Rolle spielen könnte, ist sehr frag-
würdig, denn das Ziel des GATS ist 
die Handelsliberalisierung, wobei 
Umwelt- bzw. Nachhaltigkeitsa-
spekte nur wenig oder gar nicht 
berücksichtigt werden. Aus die-
sem Grund sind die von verschie-
denen (Umwelt-) Organisatio-
nen empfohlenen Wirkungsstudi-
en (Impact Assessments) auch im 
Bereich der Umweltdienstleistun-
gen schon vor Abschluss der Ver-
handlungen zum GATS durchzu-
führen, um festzustellen in wel-
chen Bereichen Handelsliberalisie-
rungen aus volkswirtschaftlicher 
und umweltpolitischer Sicht wirk-
lich sinnvoll sind.

zu steuern. Diese Bedingung wird 
im internationalen – und auf-
grund von Globalisierungsprozes-
sen auch immer weniger im nati-
onalen – Rahmen kaum mehr 
erfüllt. Hier liegt ein zentrales Pro-
blem von Liberalisierungen.

Eine genauere Untersuchung der 
verschiedenen betroffenen Sekto-
ren auf die zu erwartenden öko-
logischen (und sozialen) Auswir-
kungen ist somit nötig – eine ent-
sprechende Prüfung findet bis 
heute nicht statt. Gemäß des Vor-
sorgeprinzips wäre eine solche 
Risiko- und Folgenabschätzung 
jedoch dringend geboten. Dabei 
ist zu berücksichtigen, dass Libe-
ralisierungen – auch in den oben 
genannten Sektoren – oft indirek-
te Folgen haben, die bei einer breit 
angelegten Analyse berücksichtigt 
werden müssten.  

Drei grundsätzliche Tendenzen 
lassen sich dabei benennen: 
Erstens befördert jegliche weite-
re Liberalisierung die wachsen-
de Interdependenz der Weltwirt-
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schaft. Diese geht einher mit einer 
Erhöhung der notwendigen Trans-
aktionen, also einer erhöhten 
Mobilität, die zweifelsohne ökolo-
gische Folgen hat (CO2-Belastung 
durch Flugverkehr und LKW und 
hoher Energiebedarf der elektroni-
schen Datenverkehre).
Zweitens geht Liberalisierung ein-
her mit einer Entdemokratisierung 
und einer Heraushebung ökono-
mischer Prozesse aus politisch-
gesellschaftlicher Steuerung. Der 
Effekt ist bereits seit längerem zu 
beobachten: während immer grö-
ßer werdende Großkonzerne glo-
bal operieren, gelingt es National-
staaten immer weniger, das wirt-
schaftliche Geschehen zu lenken 
(Zugriff auf Steuern, Setzen von 
Sozial- und Umweltstandards). Die 
mittlerweile geschaffenen interna-
tionalen Regime und internationa-
len Organisationen, die ein „regie-
ren jenseits des Nationalstaats“ 
(Zürn 1998) möglich machen 
sollen, lassen einen deutlichen 
Widerspruch erkennen, der noch 
nicht aufgelöst wurde. Die WTO 
ist in erster Linie eine marktschaf-
fende Institution, deren Aufgabe 
daran besteht, Handelshemmnis-
se jedweder Art abzubauen – als 
„harte“ Institution ist sie weitaus 
mächtiger als andere Institutio-
nen, deren Aufgabe es ist, z.B. das 
Klima oder Biologische Vielfalt zu 
schützen. Diese – tendenziell eher 
marktbeschränkenden – Instituti-
onen leiden seit geraumer Zeit an 
Fortschritten, nicht zuletzt dank 
mächtiger Vetospieler wie den 
USA. Der Widerspruch zwischen 
der Ermöglichung von internatio-
nalem wirtschaftlichen Aktivitä-
ten und seiner sinnvollen Steue-
rung ist auch institutionell nicht 
gelöst. Vorschläge wie die Einrich-
tung einer Weltumweltorganisati-
on als Gegengewicht zu den „har-
ten“ Institutionen müssen sich 
jedoch ebenso die Frage nach der 
politischen Durchsetzbarkeit stel-
len lassen, wie die Forderung nach 
einer Abschaffung der WTO. Fak-

tisch führt die immer weiterge-
hende Liberalisierung zu einem 
fortschreitenden Verlust von Steu-
erungsfähigkeit der National-
staaten bei gleichzeitig fehlen-
den institutioneller Lösungen auf 
internationaler Ebene. 

In den internationalen Instituti-
onen, die tendenziell dem Schutz 
der Umwelt verpflichtet sind, wur-
den in den vergangenen Jahren 
im wesentlichen dann Fortschrit-
te erzielt, wenn es „ökonomische 
Lösungen“ gab, z.B. Zertifikathan-
del in der Klimarahmenkonventi-
on oder Patentrechtehandel in der 
Konvention für Biologische Viel-
falt. Dies führt zur dritten erkenn-
baren Tendenz: der fortschreiten-
den Unterwerfung immer weiterer 
Bereiche des menschlichen Lebens 
und der natürlichen Umwelt unter 
die Gesetze des Marktes und der 
Ökonomie. Das GATS macht hier 
einen weiteren Schritt, indem es 
wesentliche Bereiche der mensch-
lichen Grundversorgung zu inter-
national handelbaren Dienstleis-
tungen macht (z.B. Wasser). Diese 
Tendenz steht in krassem Wider-
spruch zu langjährigen Ansätzen 
– z.B. in der entwicklungspoliti-
schen Diskussion – die Grundver-
sorgung grundlegend und jenseits 
des Marktes für alle Menschen als 
Grundrecht festzuschreiben. 

Es sind vor allem diese grund-
sätzlichen Tendenzen, die in Hin-
blick auf das GATS nur einen 
Schluss zulassen: dieses Abkom-
men muss gestoppt werden! 
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1  Die Ausführungen bezie-
hen sich auf beide Geschlech-
ter. Wird im Text nur die 
männliche Form benutzt, so 
geschieht dies aus Gründen 
der besseren Lesbarkeit.

2  Wie ein Beispiel aus Bolivien 
zeigt: dort „machte die Kom-
mune die Liberalisierung der 
Wasserversorgung rückgängig, 
weil die Bevölkerung tagelang 
gegen die hohen Wasserprei-
se protestierte. Die Folge war 
aber eine Schadensersatzkla-
ge in Höhe von 25 Millionen 
Dollar“ (Koufen 2003b). Vgl. 
Kap. 6.3) 

3  Diese Zugeständnisse sind oft 
nur eine Farce. Bspw. wurden 
im Bereich der Landwirtschaft 
lediglich eine Willensbekun-
dung abgegeben, verbindli-
che Zusagen gibt es weiterhin 
nicht.

4  Organization of Petroleum 
Exporting Countries.

5  Als Schwellenländer werden 
solche Staaten bezeichnet, die 
sich trotz ihres noch immer 
geringen Bruttoinlandspro-
duktes in grundlegendem 
ökonomischen und sozialem 
Wandel befinden.

6  Der Vertrieb von Energiepro-
dukten wird nur als Dienst-
leistung angesehen, wenn es 
sich dabei nicht um grenzü-
berschreitenden Vertrieb han-
delt. 

7  Als mögliche, umweltrelevan-
te Folge dieser Form „sozi-
aler Ausgrenzung“ von der 
öffentlichen Energieversor-
gung ist der verstärkte Rück-
griff der Betroffenen beispiels-
weise auf Energieträger wie 
Holz oder andere brennba-
re Materialien denkbar, die zu 
klima- und gesundheitsschädi-
genden Emissionen oder einer 
verstärkten Abholzung führen 
können.

8  Die EU dringt derzeit aller-
dings intern auf eine stärke-
re Deregulierung der europäi-
schen Wassermärkte.

10 
Anmerkungen
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